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— Allgemeine Ausrichtung

I EINLEITUNG

1.  Die Kommission hat dem Europdischen Parlament und dem Rat am 18. Juli 2014 den

obengenannten Vorschlag unterbreitet. Die Kommission hat diesen Vorschlag im Anschluss
an das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-43/12, mit dem die Richtlinie
2011/82/EU zu dem gleichen Gegenstand fiir nichtig erklart wurde, vorgelegt.

— Mit dem Vorschlag soll hauptsidchlich vermieden werden, dass es ab Mai 2015, wenn

die Wirkungen der Richtlinie 2011/82/EU enden, zu einem rechtlichen Vakuum kommt.
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— Der einzige Kernbestandteil, der sich gegeniiber der flir nichtig erklarten Richtlinie
gedndert hat, ist die Rechtsgrundlage. Der Gerichtshof hat entschieden, dass Artikel 87
Absatz 2 AEUV (polizeiliche Zusammenarbeit) nicht die richtige Rechtsgrundlage ist.
Ziel der Richtlinie ist die Verbesserung der Stralenverkehrssicherheit, daher sollte dem
Gerichtshof zufolge Artikel 91 Absatz 1 Buchstabe ¢ AEUV (Verkehr) als
Rechtsgrundlage gewéhlt werden.

— Mit der Richtlinie wird ein System fiir den Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten
zwischen den Mitgliedstaaten eingerichtet. Begeht ein Fahrer ein unter die Richtlinie
fallendes Verkehrsdelikt, so konnen die Behdrden des Mitgliedstaats, in dem das Delikt
begangen wurde, mit dem Mitgliedstaat der Fahrzeugzulassung Kontakt aufnehmen, um
Informationen iiber den Fahrzeughalter zu erhalten. Dieser Informationsaustausch ist

dann besonders sinnvoll, wenn die Verkehrsdelikte von Automaten festgestellt wurden.

— Die Richtlinie sieht die erforderlichen Auflagen und Instrumente fiir den
Informationsaustausch vor. Ferner bietet sie den Mitgliedstaaten ein Musterformblatt fiir

die Kontaktaufnahme mit dem Halter eines Fahrzeugs.

—  Die Hauptwirkung einer Anderung der Rechtsgrundlage besteht darin, dass die drei
Mitgliedstaaten, die durch die polizeiliche Zusammenarbeit betreffende Rechtsakte
nicht gebunden sind, die Richtlinie nach ihrem Erlass umsetzen miissen. Es gibt auch

einige technische Auswirkungen in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten.

2. Der Ausschuss fiir Verkehr und Fremdenverkehr (TRAN) des Européischen Parlaments hat
Frau Ayala Sender (S&D — ES) als Berichterstatterin benannt. Die Arbeiten im Européischen
Parlament befinden sich noch in der Anfangsphase.

3. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss will seine Stellungnahme zu dem Vorschlag in der
Plenarsitzung am 15./16. Oktober 2014 annehmen. Der Ausschuss der Regionen hat noch
nicht bestitigt, ob er auf seine Stellungnahme zu dem Vorschlag verzichtet.

II. BERATUNGEN IM RAT

4. Der AStV hat den Kompromissvorschlag des Vorsitzes auf seiner 2511. Tagung vom
24. September 2014 erortert. Es bestand groBBes Interesse daran, die Fragen, die sich aus der
Anderung der Rechtsgrundlage ergeben, rasch zu l16sen. Der Vorschlag wurde vom AStV
gebilligt.

5. Die Arbeit der Vorbereitungsgremien ist in den in der Anlage enthaltenen Text eingeflossen.

13577/14 mt/ik 2

DGE 2 A DE



I11.

8a.

Iv.

10.

11.

NOCH OFFENE FRAGEN

Die Vorbereitungsgremien haben sich mit allen noch offenen Fragen befasst und konnten sie

erfolgreich klaren. Neben geringfligigeren Berichtigungen in den Artikeln konzentrierten sich
die Beratungen auf die wenigen neuen Erwigungsgriinde, in denen der Ubergang von der fiir
nichtig erkldrten Richtlinie zu der neuen Richtlinie prizisiert wird.

Ferner bestehen noch Parlamentsvorbehalte Danemarks, Ruméniens und des Vereinigten
Konigreichs zu dem Vorschlag.

Belgien méchte darauf hinweisen, dass sich die Uberarbeitung der EU-Rechtsvorschriften
iiber den Schutz personenbezogener Daten auf die Anwendung dieser Richtlinie auswirken
wiirde, und dass der Zusammenhang angemessen zu beriicksichtigen sein wird.

Die Kommission erhélt in Erwartung der Stellungnahme des Européischen Parlaments in
erster Lesung ihren allgemeinen Vorbehalt aufrecht.

SONSTIGE ASPEKTE

Die Vorbereitungsgremien waren sich darin einig, dass die Richtlinie fiir die Mitgliedstaaten,
die die Richtlinie 2011/82/EU nicht umgesetzt haben, mit zusétzlicher Arbeit verbunden sein
wird. Daher wurde in den betreffenden Fillen eine verlingerte Umsetzungsfrist — Mai 2017
statt Mai 2015 — fiir gerechtfertigt erachtet.

Infolge der Anderung der Rechtsgrundlage war eine Anpassung der Datenschutz-
bestimmungen erforderlich. Der Kommissionsvorschlag musste insbesondere dahin gehend
prézisiert werden, dass die Verfahren, die entsprechend der fiir nichtig erklirten Richtlinie
bereits festgelegt wurden, beibehalten werden diirfen, sofern sie den geltenden Daten-
schutzvorschriften entsprechen.

DE bemerkte, dass sie die Erkldrung Deutschlands zur Fahrerhaftung, die sie bei der
Annahme der fiir nichtig erklirten Richtlinie abgegeben hatte (Dokument 17409/10 ADDI1
vom 6.12.2010) erneut abgeben mdochte.

FAZIT

Der Rat wird ersucht, der in der Anlage wiedergegebenen allgemeinen Ausrichtung zu dem
Vorschlag zuzustimmen.
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ANLAGE

2014/0218 (COD)

Vorschlag fiir eine

RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Erleichterung des grenziiberschreitenden Austauschs von Informationen iiber die

Straflenverkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestlitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf Artikel 91

Absatz 1 Buchstabe c,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses',

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemil dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

! ABLCJ[...]vom[...],S.[...].
2 ABL C[...]vom[...],S. [...].

b
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(1)

2

3)

Die Verbesserung der StraBBenverkehrssicherheit ist ein vorrangiges Ziel der Verkehrspolitik
der Union. Die Union verfolgt eine Politik zur Verbesserung der StraBenverkehrssicherheit
mit dem Ziel der Verringerung der Zahl der Toten und Verletzten und der Sachschédden. Ein
wichtiger Bestandteil dieser Politik ist die konsequente Ahndung von in der Union

begangenen Stralenverkehrsdelikten, die die StraBenverkehrssicherheit erheblich gefahrden.

In Ermangelung geeigneter Verfahren und ungeachtet der mit dem Beschluss 2008/615/J1
des Rates® und mit dem Beschluss 2008/616/J1 des Rates* (im Folgenden "Priim-
Beschliisse") gebotenen Moglichkeiten werden jedoch Sanktionen in Form von Geldbuf3en
und Geldstrafen flir bestimmte Stralenverkehrsdelikte oftmals nicht durchgesetzt, wenn das
Deliktfahrzeug in einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat, in dem das Delikt
begangen wurde (Deliktsmitgliedstaat), zugelassen ist. Mit dieser Richtlinie wird angestrebt,
dass in diesen Féllen die Effektivitit der Ermittlungen bei die Stralenverkehrssicherheit

gefdhrdenden Verkehrsdelikten gewédhrleistet ist.

In ihrer Mitteilung vom 20. Juli 2010 mit dem Titel "Ein europdischer Raum der Strallen-
verkehrssicherheit: Leitlinien fiir die Politik im Bereich der StraBenverkehrssicherheit 2011-
2020" hob die Kommission hervor, dass die Durchsetzung der StraBenverkehrsvorschriften
nach wie vor ein zentraler Faktor ist, wenn es darum geht, die Voraussetzungen dafiir zu
schaffen, dass die Zahl der Toten und Verletzten erheblich gesenkt wird. In seinen Schluss-
folgerungen zur Stralenverkehrssicherheit vom 2. Dezember 2010 forderte der Rat eine
Uberpriifung, ob auf Ebene der Mitgliedstaaten und gegebenenfalls der Union eine
verschérfte Durchsetzung der StraBenverkehrsvorschriften notwendig ist. Er ersuchte die
Kommission, die Moglichkeiten einer Harmonisierung der Stralenverkehrsvorschriften auf
Unionsebene, soweit dies angezeigt ist, sowie der Annahme weiterer Mallnahmen zur
Vereinfachung der grenziiberschreitenden Ahndung im Hinblick auf Verkehrsverstofle —
insbesondere solcher VerstoBe, die im Zusammenhang mit schweren Verkehrsunféllen

stehen — zu priifen.

Beschluss 2008/615/J1 des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der
grenziiberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekdmpfung des Terrorismus und
der grenziiberschreitenden Kriminalitit (ABIL. L 210 vom 6.8.2008, S. 1).

Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Durchfiihrung des Beschlusses
2008/615/J1 zur Vertiefung der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur
Bekdmpfung des Terrorismus und der grenziiberschreitenden Kriminalitdt (ABIL. L 210 vom

6.8.2008, S. 12).
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(4)  Am 19. Mérz 2008 nahm die Kommission auf der Grundlage des Artikels 71 Absatz 1
Buchstabe ¢ des Vertrags zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft (nunmehr
Artikel 91 des Vertrags iliber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV)) einen
Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates zur Erleichterung
der grenziiberschreitenden Durchsetzung von Sanktionen im Bereich der Stralenverkehrs-
sicherheit an. Die Richtlinie 2011/82/EU des Europiischen Parlaments und des Rates®
wurde jedoch auf der Grundlage des Artikels 87 Absatz 2 AEUV erlassen. Mit seinem Urteil
vom 6. Mai 2014 in der Rechtssache C-43/12° erklirte der Gerichtshof der Europiischen
Union die Richtlinie 2011/82/EU fiir nichtig, da eine wirksame Verabschiedung auf der
Grundlage des Artikels 87 Absatz 2 AEUV nicht moglich war. Das Gericht entschied, dass
die Wirkungen der Richtlinie 2011/82/EU aufrechterhalten werden sollten, bis innerhalb
eines vertretbaren Zeitraums — der zwolf Monate ab dem Tag des Urteilsspruchs nicht tiber-
schreiten darf — eine neue Richtlinie auf der Grundlage des Artikels 91 Absatz 1 Buchstabe ¢
AEUYV verabschiedet ist. Daher sollte auf der Grundlage dieses Artikels eine neue Richtlinie

verabschiedet werden.

(5)  Eine starkere Angleichung der Kontrollmanahmen zwischen den Mitgliedstaaten sollte
gefordert werden, und die Kommission sollte in diesem Zusammenhang priifen, ob es
notwendig ist, die Entwicklung gemeinsamer Standards fiir automatische Kontrollgerite fiir

Kontrollen im Bereich der Stralenverkehrssicherheit vorzuschlagen.

(6)  Das Bewusstsein der Unionsbiirger fiir die in den verschiedenen Mitgliedstaaten geltenden
Stralenverkehrsvorschriften und hinsichtlich der Umsetzung dieser Richtlinie sollte ins-
besondere durch geeignete Malnahmen erhoht werden, die eine ausreichende Informations-
verbreitung iiber die Folgen der Nichteinhaltung der StraBenverkehrsvorschriften bei Reisen

in einem anderen als dem Zulassungsmitgliedstaat sicherstellen.

3 Richtlinie 2011/82/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011
zur Erleichterung des grenziiberschreitenden Austauschs von Informationen tiber die
StraBBenverkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte (ABIL. L 288 vom 5.11.2011, S. 1).

6 Urteil in der Rechtssache C-43/12, Kommission gegen Parlament und Rat, EU:C:2014:298.
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(7

®)

©)

(10)

(10a)

Um die Straenverkehrssicherheit in der gesamten Union zu verbessern und die Gleich-
behandlung von Fahrern, und zwar von gebietsansdssigen und nicht gebietsansédssigen
Zuwiderhandelnden, zu gewéhrleisten, sollte die Ahndung unabhingig vom Mitgliedstaat
der Zulassung des Fahrzeugs erleichtert werden. Zu diesem Zweck sollte ein System fiir den
grenziiberschreitenden Informationsaustausch bei bestimmten, genau bezeichneten, die
Stralenverkehrssicherheit gefdhrdenden Verkehrsdelikten — ungeachtet ihrer Einstufung als
Ordnungswidrigkeit oder Straftat nach dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats —
verwendet werden, welches dem Deliktsmitgliedstaat Zugang zu den Fahrzeugzulassungs-

daten des Zulassungsmitgliedstaats gewéhrt.

Ein effizienterer grenziiberschreitender Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten, der die
Identifizierung von Personen, die eines die StraBenverkehrssicherheit gefahrdenden
Verkehrsdelikts verdéachtig sind, erleichtern sollte, kann die Abschreckungswirkung erh6hen
und zu einem vorsichtigeren Verhalten der Fahrer von Fahrzeugen beitragen, die in einem
anderen Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassen sind, und somit tédlichen

Verkehrsunfillen vorbeugen.

Die unter diese Richtlinie fallenden die StraBenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrs-

delikte werden in den Mitgliedstaaten nicht einheitlich behandelt. In einigen Mitgliedstaaten
werden diese im innerstaatlichen Recht als Ordnungswidrigkeiten eingestuft, wéihrend sie in
anderen Mitgliedstaaten als Straftaten gelten. Die Richtlinie sollte ungeachtet dessen gelten,

wie diese Delikte im innerstaatlichen Recht eingestuft werden.

Die Mitgliedstaaten gewéhren einander das Recht auf Zugang zu ihren Fahrzeugzulassungs-
daten, um den Informationsaustausch zu verbessern und die geltenden Verfahren zu
beschleunigen. Zu diesem Zweck sollten die in den Priim-Beschliissen enthaltenen
Bestimmungen iiber die technischen Spezifikationen und die Verfiigbarkeit des
automatisierten Datenaustauschs soweit wie mdglich in diese Richtlinie iibernommen

werden.

Insbesondere in Kapitel 3 Nummern 2 und 3 des Anhangs des Beschlusses 2008/616/J1 sind
in Bezug auf den Austausch von Informationen iiber Fahrzeugzulassungsdaten Sicherheits-
merkmale flir bereits bestehende Softwareanwendungen und dazugehdrige technische
Anforderungen, die aus Griinden der gesetzgeberischen und praktischen Effizienz fiir die
Zwecke dieser Richtlinie verwendet werden. Der Verweis auf derartige technische
Anforderungen in dieser Richtlinie beeintrachtigt nicht die allgemeine Anwendbarkeit des

genannten Beschlusses im Einklang mit den Vertragen.
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(11)  Bestehende Softwareanwendungen sollten als Grundlage fiir den Datenaustausch nach dieser
Richtlinie verwendet werden und gleichzeitig auch die Berichterstattung der Mitgliedstaaten
an die Kommission erleichtern. Diese Anwendungen sollten den raschen, sicheren und
vertraulichen Austausch spezifischer Fahrzeugzulassungsdaten zwischen den Mitglied-
staaten gewihrleisten. Die nach den Priim-Beschliissen in Bezug auf Fahrzeugzulassungs-
daten den Mitgliedstaaten verbindlich vorgeschriebene Softwareanwendung des Euro-
pdischen Fahrzeug- und Fiihrerschein-Informationssystems (Eucaris) sollte genutzt werden.
Die Kommission sollte iiber eine Bewertung der Funktionsweise der fiir die Ziele dieser

Richtlinie eingesetzten Softwareanwendungen Bericht erstatten.

(12)  Der Anwendungsbereich der vorgenannten Softwareanwendung sollte auf die im Rahmen
des Informationsaustauschs zwischen den nationalen Kontaktstellen der Mitgliedstaaten
verwendeten Prozesse beschrinkt werden. Verfahren und automatisierte Prozesse, bei denen
die Informationen verwendet werden sollen, fallen nicht in den Anwendungsbereich solcher

Anwendungen.

(13) Das Ziel der Strategie fiir das Informationsmanagement im Bereich der inneren Sicherheit
der EU besteht darin, dass die einfachsten, am leichtesten nachvollziehbaren und

kostenwirksamsten Losungen fiir den Datenaustausch gefunden werden.
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(14)

(15)

Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, sich an den Eigentiimer, den Halter des
Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte Person, die des die StraBenverkehrssicherheit
gefdhrdenden Verkehrsdelikts verdichtig ist, zu wenden, um die betroffene Person iiber die
geltenden Verfahren und tiber die rechtlichen Folgen nach dem Recht des Deliktsmitglied-
staats zu informieren. Dabei sollten die Mitgliedstaaten in Betracht ziehen, die Informa-
tionen iiber die die StraBenverkehrssicherheit gefdhrdenden Verkehrsdelikte in der Sprache
der Zulassungsdokumente oder in der von der betroffenen Person vermutlich am besten
verstandenen Sprache zu iibermitteln, damit gewihrleistet ist, dass die betroffene Person die
ihr libermittelten Informationen genau versteht. Die Mitgliedstaaten sollten die geeigneten
Verfahren anwenden, um zu gewihrleisten, dass nur die betroffene Person und kein Dritter
informiert wird. Dementsprechend sollten die Mitgliedstaaten detaillierte Vorkehrungen
treffen, die vergleichbar mit jenen sind, die bei FolgemaBnahmen im Zusammenhang mit
solchen Delikten angewendet werden, einschlielich gegebenenfalls der Moglichkeit der
Ubermittlung per Einschreiben. Dies wird es dieser Person ermoglichen, angemessen auf die
Informationen zu reagieren, indem sie insbesondere um weitere Auskiinfte ersucht, die
GeldbuBle bzw. Geldstrafe begleicht oder, insbesondere im Falle einer Identitits-
verwechslung, von ihrem Recht auf Verteidigung Gebrauch macht. Die weiteren Verfahren
fallen unter die geltenden Rechtsinstrumente einschlieBlich der Instrumente betreffend die
Amts- und Rechtshilfe und die gegenseitige Anerkennung, zum Beispiel des Rahmen-

beschlusses 2005/214/J1 des Rates vom 24. Februar 2005,

Die Mitgliedstaaten sollten in Bezug auf das vom Deliktsmitgliedstaat versandte
Informationsschreiben eine gleichwertige Ubersetzung zur Verfiigung stellen, wie dies in

der Richtlinie 2010/64/EU des Europidischen Parlaments und des Rates® vorgesehen ist.

Rahmenbeschluss 2005/214/J1 des Rates vom 24. Februar 2005 iiber die Anwendung des
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbullen (ABI. L 76
vom 22.3.2005, S. 16).

Richtlinie 2010/64/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010
{iber das Recht auf Dolmetschleistungen und Ubersetzungen in Strafverfahren (ABI. L 280
vom 26.10.2010, S. 1).
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(16)  Um eine Politik im Bereich der Stralenverkehrssicherheit mit dem Ziel eines hohen Schutz-
niveaus fiir alle Verkehrsteilnehmer in der Union zu verfolgen und unter Beriicksichtigung
der vielféltigen Verhiltnisse innerhalb der Union sollten die Mitgliedstaaten vorbehaltlich
strengerer Politiken und Rechtsvorschriften titig werden, um zwischen den Mitgliedstaaten
eine stirkere Angleichung und bessere Umsetzung der Vorschriften im Bereich der Stralen-
verkehrssicherheit zu gewéhrleisten. Im Rahmen ihres Berichts an das Européische
Parlament und den Rat iiber die Anwendung dieser Richtlinie sollte die Kommission priifen,
ob gemeinsame Standards entwickelt werden miissen, damit auf Unionsebene vergleichbare
Methoden, Verfahren und Mindestnormen eingefiihrt werden kdnnen, wobei die inter-
nationale Zusammenarbeit und geltende Abkommen im Bereich der Stralenverkehrs-
sicherheit, insbesondere das Wiener Ubereinkommen vom 8. November 1968 iiber den

StraBBenverkehr, zu beriicksichtigen sind.

(17)  Im Rahmen ihres Berichts an das Europdische Parlament und den Rat iiber die Anwendung
dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten sollte die Kommission priifen, ob in Uberein-
stimmung mit den Rechtsvorschriften und Verfahren der Mitgliedstaaten gemeinsame
Kriterien fiir FolgemaBBnahmen der Mitgliedstaaten bei Nichtzahlung von Geldbuflen oder
Geldstrafen notwendig sind. In diesem Bericht sollte die Kommission Fragen behandeln wie
zum Beispiel die Verfahren zwischen den zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten zur
Ubermittlung der endgiiltigen Entscheidung in Bezug auf die Verhingung einer Sanktion
und/oder einer Geldbufle oder Geldstrafe sowie die Anerkennung und Umsetzung dieser

endgiiltigen Entscheidung.

(18)  Bei der Vorbereitung der Uberpriifung dieser Richtlinie sollte die Kommission die wichtigen
Akteure konsultieren, zum Beispiel die fiir die StraBenverkehrssicherheit und die Durch-
setzung der Stralenverkehrsvorschriften zustdndigen Behorden oder Einrichtungen, die
Opferverbidnde und andere im Bereich der StraBenverkehrssicherheit aktive nichtstaatliche

Organisationen.
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(19)

(20)

@2y

Eine engere Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbehorden sollte einhergehen mit
der Achtung der Grundrechte, insbesondere des Rechts auf Wahrung der Privatsphére und
des Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten; dies sollte durch spezielle Daten-
schutzvereinbarungen gewéhrleistet werden, in denen der Besonderheit des grenziiber-
schreitenden Online-Zugangs zu Datenbanken besonders Rechnung getragen werden sollte.
Die zu schaffenden Softwareanwendungen miissen einen sicheren Informationsaustausch
und die Vertraulichkeit der iibermittelten Daten ermdglichen. Die im Rahmen dieser
Richtlinie erhobenen Daten diirfen nicht fiir andere als die in dieser Richtlinie festgelegten
Zwecke verwendet werden. Die Mitgliedstaaten sollten die Verpflichtungen in Bezug auf die

Nutzungsbedingungen und die zeitlich begrenzte Speicherung der Daten einhalten.

Die in dieser Richtlinie vorgesehene Verarbeitung personenbezogener Daten ist notwendig
und durch die mit dieser Richtlinie rechtméfig verfolgten Ziele im Bereich der Straen-
verkehrssicherheit — die Gewéhrleistung eines hohen Schutzniveaus fiir alle Straflen-
verkehrsteilnehmer in der Union durch Erleichterung des grenziiberschreitenden
Informationsaustauschs iiber die Verkehrssicherheit gefdhrdende Stralenverkehrsdelikte und
damit der Durchsetzung von Sanktionen — gerechtfertigt. Sie geht nicht iiber das dem

Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit entsprechende Maf3 hinaus.

Die fiir die Identifizierung eines Zuwiderhandelnden verwendeten Daten sind personen-
bezogene Daten. Die Datenschutzvorschriften der Richtlinie 95/46/EG des Européischen
Parlaments und des Rates” sollten auf die zur Anwendung dieser Richtlinie erforderliche
Datenverarbeitung Anwendung finden. Unbeschadet der Einhaltung der Verfahrens-
anforderungen fiir Widerspruchs- und Rechtsbehelfsverfahren des betreffenden
Mitgliedstaats sollte die betroffene Person bei Ubermittlung des Deliktsbescheids
ordnungsgemal iiber das Recht auf Zugang zu personenbezogenen Daten sowie das Recht
auf deren Berichtigung bzw. Loschung und die fiir diese Daten geltende gesetzliche
maximale Speicherungsfrist hingewiesen werden; dartiber hinaus sollte sie das Recht auf
Berichtigung unzutreffender personenbezogener Daten oder unverziigliche Loschung

unrechtméBig gespeicherter Daten haben.

Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).
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(21a) Im Rahmen der Priim-Beschliisse unterliegt die Verarbeitung von Fahrzeugzulassungsdaten,

(22)

(23)

24)

(25)

die personenbezogene Daten enthalten, den spezifischen Datenschutzbestimmungen des
Kapitels 6 des Beschlusses 2008/615/J1 des Rates. Diesbeziiglich konnen die Mitgliedstaaten
die betreffenden spezifischen Bestimmungen auf die fiir die Zwecke dieser Richtlinie
verarbeiteten personenbezogenen Daten anwenden, wenn sie sicherstellen, dass die
Verarbeitung solcher Daten nach dieser Richtlinie den zur Umsetzung der Richtlinie

95/46/EG erlassenen nationalen Vorschriften entspricht.

Drittstaaten sollte die Teilnahme am Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten ermoglicht
werden, sofern sie zuvor mit der Union eine entsprechende Vereinbarung geschlossen
haben. Eine derartige Vereinbarung miisste die erforderlichen Datenschutzbestimmungen

beinhalten.

In dieser Richtlinie werden die mit der Charta der Grundrechte der Européischen Union
anerkannten Grundrechte und Grundsétze gewahrt, die unter anderem die Achtung des
Privat- und Familienlebens, den Schutz personenbezogener Daten, das Recht auf ein faires
Verfahren, die Unschuldsvermutung und die Verteidigungsrechte umfassen. Diese Rechte

und Grundsétze sind auch bei der Umsetzung dieser Richtlinie zu wahren.

Im Hinblick auf die Erreichung des Ziels, den Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten mit interoperablen Mitteln sicherzustellen, sollte der Kommission die
Befugnis iibertragen werden, gemél Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union Rechtsakte zu erlassen, um wichtige Abédnderungen an den Beschliissen
2008/615/J1 und 2008/616/J1 beriicksichtigen zu kénnen oder soweit dies aufgrund von
Rechtsakten der Union, die fiir eine Aktualisierung des Anhangs I unmittelbar von
Bedeutung sind, erforderlich ist. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission
ihrer tiblichen Praxis folgt und im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsul-
tationen, auch auf Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt. Bei der Vorbereitung und
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewiéhrleisten, dass die
einschlagigen Dokumente dem Européischen Parlament und dem Rat gleichzeitig,

rechtzeitig und auf angemessene Weise libermittelt werden.

[gestrichen]
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(26)

(26a)

27)

Da das Ziel dieser Richtlinie — ndmlich allen Stralenverkehrsteilnehmern in der Union
dadurch ein hohes Schutzniveau zu gewéhrleisten, dass der grenziiberschreitende
Informationsaustausch iiber die Stralenverkehrssicherheit gefahrdende Verkehrsdelikte, die
mit einem in einem anderen Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassenen
Fahrzeug begangen werden, erleichtert wird — auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden kann, hingegen wegen des Umfangs und der Wirkungen
der Mallnahme besser auf Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang
mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union niedergelegten Subsidiaritéts-
prinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
VerhiltnisméaBigkeit geht diese Richtlinie nicht {iber das fiir die Erreichung dieses Ziels

erforderliche Maf3 hinaus.

Was die Richtlinie 2011/82/EU anbelangt, die vom Gerichtshof mit seinem Urteil in der
Rechtssache C-43/12 fiir nichtig erkldrt worden ist, so waren geméf den Artikeln 1 und 2
des dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union beigefiigten Protokolls Nr. 21 iiber die Position des Vereinigten
Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
diese Mitgliedstaaten durch jene Richtlinie nicht gebunden. Geméal den Artikeln 1 und 2 des
dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union beigefligten Protokolls Nr. 22 iiber die Position Ddnemarks war
Dénemark durch jene Richtlinie nicht gebunden. Da diese Mitgliedstaaten die Richtlinie
2011/82/EU nicht umgesetzt haben, sind zusétzliche Anstrengungen zur Umsetzung der
vorliegenden Richtlinie erforderlich. Daher wire es angezeigt, eine ldngere Frist fiir die
Umsetzung der Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie in diesen Mitgliedstaaten

vorzusehen.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte wurde gemall Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates'® angehdrt und hat am [...]

eine Stellungnahme abgegeben'! —

10

11

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom

18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum
freien Datenverkehr (ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

]
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziel

Mit dieser Richtlinie soll allen StraBenverkehrsteilnehmern in der Union ein hohes Schutzniveau

gewihrleistet werden, indem der grenziiberschreitende Informationsaustausch tiber die Stra3en-

verkehrssicherheit gefdhrdende Verkehrsdelikte und dadurch die Durchsetzung von Sanktionen

erleichtert wird, wenn die Delikte mit einem in einem anderen Mitgliedstaat als dem

Deliktsmitgliedstaat zugelassenen Fahrzeug begangen werden.

Artikel 2

Geltungsbereich

Die Richtlinie gilt fiir folgende die StraBenverkehrssicherheit gefdhrdende Verkehrsdelikte:

a)  Geschwindigkeitsiibertretung,

b)  Nichtanlegen des Sicherheitsgurts,

c)  Uberfahren eines roten Lichtzeichens,

d)  Trunkenheit im Stralenverkehr,

e)  Fahren unter Drogeneinfluss,

f)  Nichttragen eines Schutzhelms,

g) unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens,

h)  rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeréte beim

Fahren.
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Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

a)

b)

d)

2

h)

"Fahrzeug" jedes Kraftfahrzeug, einschlielich Kraftridder, das normalerweise zur

Beforderung von Personen oder Giitern auf der Stralle verwendet wird;
"Deliktsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das Delikt begangen wurde;

"Zulassungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das Fahrzeug, mit dem das Delikt

begangen wurde, zugelassen ist;

"Geschwindigkeitsiibertretung" die Uberschreitung von Geschwindigkeits-
beschriankungen, die in dem Deliktsmitgliedstaat fiir die betreffende Strae bzw. die

betreffende Fahrzeugkategorie gelten;

"Nichtanlegen des Sicherheitsgurts" den Verstof3 gegen die Pflicht zum Anlegen eines
Sicherheitsgurts oder zur Verwendung einer Kinderriickhalteeinrichtung nach der

Richtlinie 91/671/EWG des Rates12 und nach dem Recht des Deliktsmitgliedstaats;

"Uberfahren eines roten Lichtzeichens" das Uberfahren eines roten Lichtzeichens oder

eines anderen relevanten Stoppzeichens im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

"Trunkenheit im Stralenverkehr" das Fiihren eines Fahrzeugs unter Alkoholeinfluss im

Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

"Fahren unter Drogeneinfluss" das Fiihren eines Fahrzeugs unter dem Einfluss von
Drogen oder anderen Stoffen mit dhnlicher Wirkung im Sinne des Rechts des

Deliktsmitgliedstaats;

12 Richtlinie 91/671/EWG des Rates vom 16. Dezember 1991 iiber die Gurtanlegepflicht und
die Pflicht zur Benutzung von Kinderriickhalteeinrichtungen in Kraftfahrzeugen (ABL
L 373 vom 31.12.1991, S. 26).
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1) "Nichttragen eines Schutzhelms" keinen Schutzhelm zu tragen, im Sinne des Rechts des

Deliktsmitgliedstaats;

1) "unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens" die rechtswidrige Benutzung eines Teils
eines Stralenabschnitts, wie Stand- oder Pannenstreifen, Busspur oder wegen Stau oder
StraBenbauarbeiten vorilibergehend gesperrter Fahrstreifen, im Sinne des Rechts des

Deliktsmitgliedstaats;

k)  "rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgerite
beim Fahren" ein Mobiltelefon oder andere Kommunikationsgeréte rechtswidrig beim

Fahren zu nutzen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

1) "nationale Kontaktstelle" die benannte zustindige Behdrde fiir den Austausch von

Fahrzeugzulassungsdaten;

m) "automatisierte Suche" ein Verfahren fiir den Online-Zugang zur Abfrage der
Datenbanken eines, mehrerer oder aller Mitgliedstaaten oder von beteiligten

Drittstaaten;
n) "Halter" die Person, auf deren Namen das Fahrzeug zugelassen ist, im Sinne des Rechts
des Zulassungsmitgliedstaats.

Artikel 4

Verfahren fiir den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten

1. Fiir Ermittlungen in Bezug auf die in Artikel 2 genannten, die Stralenverkehrssicherheit
gefdhrdenden Verkehrsdelikte gestatten die Mitgliedstaaten den in Absatz 2 dieses Artikels
genannten nationalen Kontaktstellen der anderen Mitgliedstaaten den Zugriff auf folgende nationale
Fahrzeugzulassungsdaten unter Gewdhrung der Befugnis zur Durchfithrung einer automatisierten
Suche:

a)  Daten zum Fahrzeug und
b)  Daten zum Eigentiimer oder Halter des Fahrzeugs.

Die Elemente der unter den Buchstaben a und b aufgefiihrten Daten, die zur Durchfiihrung der

Suche erforderlich sind, miissen im Einklang mit Anhang I stehen.

13577/14 mt/ik 16
ANLAGE DGE 2 A DE



2. Fiir die Zwecke des Datenaustausches nach Absatz 1 benennt jeder Mitgliedstaat eine
nationale Kontaktstelle. Die Befugnisse der nationalen Kontaktstellen richten sich nach dem

geltenden Recht des betreffenden Mitgliedstaats.

3. Jede Suche in Form ausgehender Anfragen wird von der nationalen Kontaktstelle des

Deliktsmitgliedstaats unter Verwendung eines vollstindigen amtlichen Kennzeichens durchgefiihrt.

Diese Suche wird im Einklang mit den in Kapitel 3 des Anhangs zum Beschluss 2008/616/J1
beschriebenen Verfahren durchgefiihrt, mit Ausnahme von Kapitel 3 Punkt 1 des Anhangs zum

Beschluss 2008/616/J1, fiir den Anhang I dieser Richtlinie gilt.

Der Deliktsmitgliedstaat verwendet nach MaB3gabe dieser Richtlinie die erhaltenen Daten, um die
Person festzustellen, die personlich fiir die in Artikel 2 genannten, die Stra3enverkehrssicherheit

gefdhrdenden Verkehrsdelikte haftbar ist.

4.  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass der
Informationsaustausch mit interoperablen elektronischen Mitteln ohne den Austausch von Daten,
die andere, nicht fiir die Zwecke dieser Richtlinie verwendete Datenbanken betreffen, erfolgt. Die
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass dieser Informationsaustausch kosteneffizient und sicher und
unter Gewihrleistung der Sicherheit und des Schutzes der iibermittelten Daten durchgefiihrt wird,
wobei so weit wie moglich bestehende Softwareanwendungen wie die in Artikel 15 des Beschlusses
2008/616/J1 genannte Softwareanwendung und gednderte Versionen dieser Softwareanwendung
verwendet werden, im Einklang mit Anhang I dieser Richtlinie und mit den Nummern 2 und 3 des
Kapitels 3 des Anhangs des Beschlusses 2008/616/J1. Die gednderten Versionen der Software-
anwendungen ermoglichen sowohl einen Online-Austausch in Echtzeit als auch einen Austausch im
Batch-Modus, wobei letzterer einen Austausch mehrerer Anfragen oder Antworten innerhalb einer

Nachricht ermdéglicht.

5. Jeder Mitgliedstaat tragt seine Kosten, die ihm aus der Verwaltung, der Verwendung und der

Pflege der in Absatz 4 genannten Softwareanwendungen entstehen.
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Artikel 5

Informationsschreiben zu den die Straflenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikten

1. Der Deliktsmitgliedstaat beschlief8t, ob er in Bezug auf die in Artikel 2 genannten die

Stralenverkehrssicherheit gefdhrdenden Verkehrsdelikte Folgemafnahmen einleitet oder nicht.

BeschlieBt der Mitgliedstaat, solche MaBnahmen einzuleiten, informiert dieser Mitgliedstaat in
Ubereinstimmung mit seinen nationalen Rechtsvorschriften den Eigentiimer, den Halter des
Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte Person, die des die StraBenverkehrssicherheit

gefdhrdenden Verkehrsdelikts verdichtig ist, entsprechend.

Diese Informationen umfassen — soweit dies von den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
vorgesehen ist — die rechtlichen Folgen, mit denen das Delikt im Hoheitsgebiet des Delikts-

mitgliedstaats nach dessen Recht verbunden ist.

2. Bei der Ubermittlung des Informationsschreibens an den Eigentiimer, den Halter des
Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte Person, die des die StraBenverkehrssicherheit
gefdhrdenden Verkehrsdelikts verdachtig ist, fiigt der Deliktsmitgliedstaat gemél seinem Recht alle
einschlidgigen Informationen, insbesondere die Art des betreffenden die Stralenverkehrssicherheit
gefdhrdenden Verkehrsdelikts, den Ort, das Datum und die Uhrzeit des Delikts, den Titel der
Rechtsvorschriften des einzelstaatlichen Rechts, gegen das verstoBen wurde, sowie die Sanktion
und gegebenenfalls Daten zu dem zur Feststellung des Delikts verwendeten Gerét bei. Zu diesem

Zweck kann der Deliktsmitgliedstaat das im Anhang II enthaltene Musterformblatt verwenden.

3. Beschliefit der Deliktsmitgliedstaat, in Bezug auf das in Artikel 2 genannte, die Stra3en-
verkehrssicherheit gefahrdende Verkehrsdelikt Folgemalnahmen einzuleiten, so tibermittelt der
Deliktsmitgliedstaat im Hinblick auf die Achtung der Grundrechte das Informationsschreiben in der
Sprache des Zulassungsdokuments des Fahrzeugs — soweit verfiigbar — oder in einer der Amts-

sprachen des Zulassungsmitgliedstaats.
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Artikel 6

Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission bis zum 6. Mai 2016 und danach alle zwei Jahre

einen umfassenden Bericht.

Dieser umfassende Bericht enthélt die Zahl der an die nationale Kontaktstelle des
Zulassungsmitgliedstaats gerichteten automatisierten Suchanfragen, die der Deliktsmitgliedstaat im
Anschluss an in seinem Hoheitsgebiet begangene Delikte durchgefiihrt hat, zusammen mit der Art

der Delikte, fiir die eine Anfrage gestellt wurde und der Zahl der ergebnislosen Anfragen.

Der umfassende Bericht enthilt ebenfalls eine Beschreibung der Situation auf nationaler Ebene in
Bezug auf die im Anschluss an die die Stralenverkehrssicherheit gefihrdende Delikte eingeleiteten
Folgemalnahmen, auf der Grundlage des Anteils dieser Delikte, bei denen anschlielend ein

Informationsschreiben versandt wurde.

Artikel 7

Datenschutz

1. Die Datenschutzbestimmungen der Richtlinie 95/46/EG gelten fiir die nach der vorliegenden

Richtlinie verarbeiteten personenbezogenen Daten.

2. Insbesondere stellt jeder Mitgliedstaat sicher, dass im Rahmen der vorliegenden Richtlinie
verarbeitete personenbezogene Daten gemédll Artikel 6 und 12 der Richtlinie 95/46/EG innerhalb
eines angemessenen Zeitraums berichtigt werden, wenn sie unrichtig sind, geloscht oder gesperrt
werden, wenn sie nicht linger benétigt werden, und dass gemil Artikel 6 jener Richtlinie eine Frist

fiir die Autbewahrung der Daten festgelegt wird.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass sdmtliche im Rahmen der vorliegenden Richtlinie
verarbeiteten Daten nur fiir das in Artikel 1 genannte Ziel verwendet werden, und dass den
betroffenen Personen in Bezug auf Auskunft, Berichtigung, Loschung und Sperrung sowie
Schadenersatz und Rechtsbehelfe dieselben Rechte gewéhrt werden, wie sie im einzelstaatlichen

Recht in Umsetzung der einschlégigen Bestimmungen der Richtlinie 95/46/EG vorgesehen sind.
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3. Jede betroffene Person hat das Recht, Informationen dariiber zu erhalten, welche im
Zulassungsmitgliedstaat gespeicherten personenbezogenen Daten dem Deliktsmitgliedstaat
iibermittelt wurden, einschlieBlich des Datums des Ersuchens und der zustdndigen Behorde des

Deliktsmitgliedstaats.

Artikel 8

Unterrichtung der Verkehrsteilnehmer in der Union

1.  Die Kommission stellt auf ihrer Website in allen Amtssprachen der Organe der Union eine
Zusammenfassung der Regelungen zur Verfiigung, die in den Mitgliedstaaten auf dem unter diese
Richtlinie fallenden Gebiet gelten. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission tliber diese

Regelungen.

2. Die Mitgliedstaaten stellen den Verkehrsteilnehmern in Zusammenarbeit mit, unter anderem,
Einrichtungen und Nichtregierungsorganisationen, die im Bereich der Stralenverkehrssicherheit
tatig sind, sowie Automobilklubs hinldngliche Informationen iiber die in ihrem Hoheitsgebiet

anwendbaren Regeln und iiber die Malnahmen zur Umsetzung dieser Richtlinie zur Verfiigung.

Artikel 9

Delegierte Rechtsakte

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemal3 Artikel 10 in Bezug auf die Aktualisierung
von Anhang I, die in Anbetracht des technischen Fortschritts erforderlich ist, delegierte Rechtsakte
zu erlassen, um wichtige Abdnderungen der Beschliisse 2008/615/J1 und 2008/616/J1 oder
gegebenenfalls zu Rechtsetzungsakten der Union, die fiir eine Aktualisierung des Anhangs I

unmittelbar von Bedeutung sind, beriicksichtigen zu konnen.

Artikel 10

Ausiibung der Befugnisiibertragung

1.  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem

Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.
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2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemal3 Artikel 9 wird der Kommission fiir
einen Zeitraum von fiinf Jahren ab [dem Datum der Veroffentlichung dieser Richtlinie] {ibertragen.
Die Kommission erstellt spdtestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fiinf Jahren einen
Bericht tiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlangert sich stillschweigend um
Zeitraume gleicher Léange, es sei denn, das Européische Parlament oder der Rat widersprechen einer

solchen Verldngerung spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

3. Die Befugnisiibertragung gemif Artikel 9 kann vom Européischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in
diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen
spéteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,

wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht bertihrt.

4.  Esist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission ihrer iiblichen Praxis folgt und vor
dem Erlass dieser delegierten Rechtsakte Konsultationen mit Sachverstandigen, auch mit Sach-
verstindigen der Mitgliedstaaten, durchfiihrt. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt

erlédsst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen Parlament und dem Rat.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemil3 Artikel 9 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder
das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung
dieses Rechtsakts an das Européische Parlament und den Rat Einwéinde erhoben haben oder wenn
vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt
haben, dass sie keine Einwénde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder

des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlidngert.

Artikel 11

Uberpriifung der Richtlinie

Bis zum 7. November 2016 iibermittelt die Kommission dem Européischen Parlament und dem Rat
einen Bericht iiber die Anwendung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten. In ihrem Bericht
befasst sich die Kommission insbesondere mit folgenden Aspekten und unterbreitet gegebenenfalls

Vorschldge zu diesen Aspekten:
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— Bewertung, ob weitere die Stralenverkehrssicherheit gefdhrdende Verkehrsdelikte in den

Geltungsbereich dieser Richtlinie aufgenommen werden sollten;

— Bewertung der Wirksamkeit dieser Richtlinie, was die Verringerung der Zahl der todlichen
Unfille auf den Stra3en der Union betrifft;

— Bewertung der Notwendigkeit, gemeinsame Standards flir automatische Kontrollgerite und
fiir Verfahren zu entwickeln. In diesem Zusammenhang wird die Kommission ersucht, auf
Unionsebene im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik Leitlinien zur Straf3en-
verkehrssicherheit auszuarbeiten, damit durch vergleichbare Methoden und Verfahren bei
der Durchsetzung der Stralenverkehrsvorschriften durch die Mitgliedstaaten eine grof3ere
Angleichung gewéhrleistet wird. Diese Leitlinien beziehen sich mindestens auf
Geschwindigkeitsiibertretung, Trunkenheit im StraBenverkehr, Nichtanlegen des

Sicherheitsgurtes und Uberfahren eines roten Lichtzeichens;

— Bewertung der Notwendigkeit, die Durchsetzung von Sanktionen im Hinblick auf die
Stralenverkehrssicherheit gefdhrdende Verkehrsdelikte im Rahmen aller einschldgigen
Unionspolitiken, auch der gemeinsamen Verkehrspolitik, zu verstidrken und gemeinsame
Kriterien flir FolgemaBBnahmen vorzuschlagen, wenn keine Geldbuf3e oder Geldstrafe

gezahlt wird;

— Moglichkeit der Harmonisierung der Stra3enverkehrsvorschriften, wo dies angebracht

erscheint;

— Bewertung der in Artikel 4 Absatz 4 genannten Softwareanwendungen, um eine
ordnungsgeméfle Umsetzung dieser Richtlinie zu gewihrleisten und einen effektiven,
raschen, sicheren und vertraulichen Austausch spezifischer Fahrzeugzulassungsdaten

sicherzustellen.

Artikel 12

Umsetzung

1. Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie spatestens bis zum 6. Mai 2015 nachzukommen. Sie teilen der

Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit.
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Abweichend von Unterabsatz 1 konnen das Konigreich Danemark, Irland und das Vereinigte
Konigreich GroBbritannien und Nordirland die in dem Unterabsatz genannte Frist bis zum 6. Mai

2017 verlédngern.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-

staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 13

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Artikel 14

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prdsident Der Prdsident
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ANHANG 1

Fur die Suche gemaR Artikel 4 Absatz 1 erforderliche Einzeldaten

Posten ofF (') Bemerkungen

Angaben zum Fahrzeug O

Zulassungsmitgliedstaat O

Amtliches Kennzeichen O (A (2))

Angaben zum Delikt O

Deliktsmitgliedstaat O

Bezugsdatum des Delikts O

Bezugszeit des Delikts (6]

Zweck der Suche O
ICode zur Angabe der Deliktart gemanR Artikel 2
1 = Geschwindigkeitsiibertretung
2 = Alkohol am Steuer
3 = Nichtanlegen eines Sicherheitsgurtes
4 = Uberfahren eines roten Lichtzeichens
5 = Unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens
10 = Fahren unter Drogeneinfluss
11 = Nichttragen eines Schutzhelms
12 = Rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer

Kommunikationsgerate beim Fahren
1) O = obligatorisch, wenn im nationalen Register vorhanden; F = fakultativ.
. Harmonisierter Code, siehe Richtlinie 1999/37/EG des Rates vom 29. April 1999 Uber Zulassungsdokumente flir Fahrzeuge (ABI. L 138 vom

1.6.1999, S. 57).
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Infolge der Suche gemaR Artikel 4 Absatz 1 bereitgestellte Einzeldaten

Abschnitt I: Angaben zum Fahrzeug

Posten OfF (") Bemerkungen
Amtliches Kennzeichen O
Fahrgestellnummer/FIN (0]
Zulassungsmitgliedstaat (0]
Marke (0] (D.1(%) z. B. Ford, Opel, Renault
Handelsbezeichnung des (0] (D.3) z. B. Focus, Astra, Megane
Fahrzeugs
EU-Fahrzeugklasse (0] (J) z. B. Kleinkraftrader, Motorrader, Pkw
(2) O = obligatorisch, wenn im nationalen Register vorhanden; F = fakultativ.
. Harmonisierter Code, siehe Richtlinie 1999/37/EG.
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Abschnitt Il: Angaben zum Eigentliimer bzw. Halter des Fahrzeugs

Posten OfF (") Bemerkungen

Angaben zum Halter des €1¢y)

Fahrzeugs Die Daten beziehen sich auf den Inhaber des
Zulassungsdokuments.

Name des Zulassungsinhabers 0 C.1.1)

(Firma) Fir Nachnamen, Infixe, Titel usw. sind getrennte Felder zu
verwenden und der Name ist in druckbarem Format anzugeben.

Vorname (0]
(C1.2)
Fir den/die Vornamen und Initialen sind getrennte Felder zu
verwenden und der Name ist in druckbarem Format anzugeben.

Anschrift O
(C.1.3)
Fir Strale, Hausnummer und Zusatz, Postleitzahl, Wohnort,
Wohnsitzstaat usw. sind getrennte Felder zu verwenden und die
Anschrift ist in druckbarem Format anzugeben.

Geschlecht F Mannlich, weiblich

Geburtsdatum: O

Rechtsperson (@] Einzelperson, Verband, Unternehmen, Firma usw.

Geburtsort F

ID-Nummer F Ein Idgntltatsnach.wels, der ausschlieBlich die betreffende Person
oder Firma ausweist.

Angaben zum Eigentimer des (C.2) Die Daten beziehen sich auf den Eigentiimer des Fahrzeugs.

Fahrzeugs

Name des Eigentimers (Firma) (6] (C.2.1)

Vorname (0] (C.22)

Anschrift (0] (C.23)

Geschlecht F Mannlich, weiblich

Geburtsdatum: (0]

Rechtsperson 0 Einzelperson, Verband, Unternehmen, Firma usw.

Geburtsort F

ID-Nummer F Ein Identitatsnachweis, der ausschlieRlich die betreffende Person
oder Firma ausweist.
Im Falle von Schrottfahrzeugen, gestohlenen Fahrzeugen oder
Kennzeichen oder einer abgelaufenen Registrierung erfolgen keine
Angaben zum Eigentiimer/Halter. Stattdessen wird die Mitteilung
"Information nicht bekanntgegeben" versandt.

3) O = obligatorisch, wenn im nationalen Register vorhanden; F = fakultativ.
. Harmonisierter Code, siehe Richtlinie 1999/37/EG.
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ANHANG 11

MUSTERFORMBLATT FUR DAS INFORMATIONSSCHREIBEN
nach Artikel 5
[Titelseite]

[Name und Anschrift des Empféiangers]

INFORMATIONSSCHREIBEN

in Bezug auf €in infin den/iN Aer ......... oot e e e et e et e aen

[Name des Deliktsmitgliedstaats]
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Seite 2

AM L, ein die Strallenverkehrssicherheit gefahrdendes Verkehrsdelikt festgestellt, das mit
dem Fahrzeug mit dem amtlichen

[Datum]
Kennzeichen ...........ccceeevunneee. Fabrikat .......ccoeeviiiriinnennnn. Modell ......covvviiiiiiiiiieiins

oT=To =T aTe [ o ANV U o = T USRS
[Name der zustéandigen Stelle]

[Option 1] (")

Sie sind als Inhaber der Zulassungsbescheinigung des genannten Fahrzeugs registriert.

[Option 2] (")

Nach Angabe des Inhabers der Zulassungsbescheinigung des genannten Fahrzeugs haben Sie zum
Zeitpunkt des die StralRenverkehrssicherheit gefahrdenden Verkehrsdelikts dieses Fahrzeug gefihrt.

Die Einzelheiten des die StralRenverkehrssicherheit gefahrdenden Verkehrsdelikts sind auf Seite 3
angegeben.

Die GeldbuRe/Geldstrafe fiir dieses die Stralenverkehrssicherheit gefahrdende Verkehrsdelikt betragt
............................................................................................................ EUR/[Landeswahrung].

W o118 gTe 1 (=1 4 011 o PPN

Falls Sie diese GeldbulRe/Geldstrafe nicht zahlen, flllen Sie bitte das anhangende Antwortformular (Seite 4)

aus und senden Sie es an die angegebene Anschrift.

Dieses Schreiben wird nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften von/der/von den ......

[Name des Deliktsmitgliedstaats]
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Seite 3

Einschlagige Einzelangaben zum Delikt

(a) Angaben zum Fahrzeug, mit dem das Delikt begangen wurde:
Amtliches Kennzeichen: ...........cccooviiiiiiiiiiiininiiiiiieiinnnnn.
Zulassungsmitgliedstaat: .........cccooevieiiiiiiiiiiiiini
Fabrikat und Modell: .........ooiiiiiiiiiiiiiiii e

(b) Angaben zum Delikt:

Ort, Datum und Uhrzeit, an dem/zu der das Delikt begangen wurde:

Geschwindigkeitstibertretung, Nichtanlegen des Sicherheitsgurts, Uberfahren eines roten Lichtzeichens,
Trunkenheit im Stralenverkehr, Fahren unter Drogeneinfluss, Nichttragen eines Schutzhelms, unbefugte
Benutzung eines Fahrstreifens, rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder eines anderen
Kommunikationsgerats beim Fahren (1)

Ausfuhrliche Beschreibung des Delikts:

(c) Angaben zum Gerét, mit dem das Delikt festgestellt wurde (°):
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Art des Gerats zur Feststellung der Geschwindigkeitsiibertretung, des Nichtanlegens des Sicherheitsgurts,
des Uberfahrens eines roten Lichtzeichens, der Trunkenheit im StraBenverkehr, des Fahrens unter
Drogeneinfluss, des Nichttragens eines Schutzhelms, der unbefugten Benutzung eines Fahrstreifens, der
rechtswidrigen Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgerate beim Fahren (1):

Bezeichnung des Gerats:

[Beispiel fiir Geschwindigkeitsiibertretung, andere Delikte sind hinzuzufiigen:]

Zulassige Hochstgeschwindigkeit:

(') Nichtzutreffendes bitte streichen.

(2) Nicht auszuflllen, falls kein Gerat verwendet wurde.
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Seite 4

Antwortformular
(Bitte in Druckbuchstaben ausfiillen)
A. Angaben zum Fahrer:
— Name, VOorname:
— GebUMSOrt UNd -datum: ... e et e
— Nummer des Fuhrerscheins: ...... , ausgestelltam .............. ]
— Anschrift:
B. Fragen:
1. Ist das Fahrzeug des Fabrikats....................... mit dem amtlichen Kennzeichen ...... auf lhren Namen
ZUGEIASSEN? ..o ja/nein (")
Falls nicht: Der Inhaber der Zulassungsbescheinigung ist: ........ccccoooiiiiiiiiiiniiiniiiienenn .

(Name, Vorname, Anschrift)
2. Wird das Verkehrsdelikt ZUGEGEDENT ... ..o e
jainein (')
3. Falls Sie das Verkehrsdelikt nicht zugeben, erlautern Sie bitte die Griinde:
Bitte senden Sie den ausgeflliten Anhérungsbogen innerhalb von 60 Tagen ab dem Datum dieses

Informationsschreibens an die folgende Behorde: .............ccceeeeene.
(U101 G g (ol o T=T o [oY Y o T Tt T i P

HINWEIS
Der Fall wird von der zustandigen BehOrde VON/AEr ...........oiviiiiiiiiiiiiieeiee e ee e
[Name des Deliktsmitgliedstaats]

Wird der Fall nicht weiterverfolgt, werden Sie innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Anhérungsbogens
informiert.

(1) Nichtzutreffendes bitte streichen.
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Wird der Fall weiterverfolgt, gilt folgendes Verfahren:

[Vom Deliktsmitgliedstaat auszufiillen. Darlegung des weiteren Verfahrens, einschlie3lich
Rechtsbehelfsbelehrung und Angaben zum Verfahren bei Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die
Entscheidung, den Fall weiterzuverfolgen. Mindestens anzugeben sind: Name und Anschrift der Behérde,
die fiir die Weiterverfolgung des Falls zusténdig ist; Zahlungsfrist; Name und Anschrift der zusténdigen
Stelle, bei der Rechtsbehelf einzulegen ist; Frist fiir die Einlequng des Rechtsbehelfs.]

Das vorliegende Informationsschreiben selbst bewirkt keine rechtlichen Folgen.
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	I. EINLEITUNG
	– Mit dem Vorschlag soll hauptsächlich vermieden werden, dass es ab Mai 2015, wenn die Wirkungen der Richtlinie 2011/82/EU enden, zu einem rechtlichen Vakuum kommt.
	–  Der einzige Kernbestandteil, der sich gegenüber der für nichtig erklärten Richtlinie geändert hat, ist die Rechtsgrundlage. Der Gerichtshof hat entschieden, dass Artikel 87 Absatz 2 AEUV (polizeiliche Zusammenarbeit) nicht die richtige Rechtsgrundl...
	– Mit der Richtlinie wird ein System für den Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten zwischen den Mitgliedstaaten eingerichtet. Begeht ein Fahrer ein unter die Richtlinie fallendes Verkehrsdelikt, so können die Behörden des Mitgliedstaats, in dem das De...
	– Die Richtlinie sieht die erforderlichen Auflagen und Instrumente für den Informationsaustausch vor. Ferner bietet sie den Mitgliedstaaten ein Musterformblatt für die Kontaktaufnahme mit dem Halter eines Fahrzeugs.
	– Die Hauptwirkung einer Änderung der Rechtsgrundlage besteht darin, dass die drei Mitgliedstaaten, die durch die polizeiliche Zusammenarbeit betreffende Rechtsakte nicht gebunden sind, die Richtlinie nach ihrem Erlass umsetzen müssen. Es gibt auch ei...
	II. BERATUNGEN IM RAT
	III.  NOCH OFFENE FRAGEN
	IV. SONSTIGE ASPEKTE
	V. FAZIT
	Der Rat wird ersucht, der in der Anlage wiedergegebenen allgemeinen Ausrichtung zu dem Vorschlag zuzustimmen.
	a) Geschwindigkeitsübertretung,
	b) Nichtanlegen des Sicherheitsgurts,
	c) Überfahren eines roten Lichtzeichens,
	d) Trunkenheit im Straßenverkehr,
	e) Fahren unter Drogeneinfluss,
	f) Nichttragen eines Schutzhelms,
	g) unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens,
	h) rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren.
	a) "Fahrzeug" jedes Kraftfahrzeug, einschließlich Krafträder, das normalerweise zur Beförderung von Personen oder Gütern auf der Straße verwendet wird;
	b) "Deliktsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das Delikt begangen wurde;
	c) "Zulassungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das Fahrzeug, mit dem das Delikt begangen wurde, zugelassen ist;
	d) "Geschwindigkeitsübertretung" die Überschreitung von Geschwindigkeitsbeschränkungen, die in dem Deliktsmitgliedstaat für die betreffende Straße bzw. die betreffende Fahrzeugkategorie gelten;
	e) "Nichtanlegen des Sicherheitsgurts" den Verstoß gegen die Pflicht zum Anlegen eines Sicherheitsgurts oder zur Verwendung einer Kinderrückhalteeinrichtung nach der Richtlinie 91/671/EWG des Rates11F  und nach dem Recht des Deliktsmitgliedstaats;
	f) "Überfahren eines roten Lichtzeichens" das Überfahren eines roten Lichtzeichens oder eines anderen relevanten Stoppzeichens im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;
	g) "Trunkenheit im Straßenverkehr" das Führen eines Fahrzeugs unter Alkoholeinfluss im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;
	h) "Fahren unter Drogeneinfluss" das Führen eines Fahrzeugs unter dem Einfluss von Drogen oder anderen Stoffen mit ähnlicher Wirkung im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;
	i) "Nichttragen eines Schutzhelms" keinen Schutzhelm zu tragen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;
	j) "unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens" die rechtswidrige Benutzung eines Teils eines Straßenabschnitts, wie Stand- oder Pannenstreifen, Busspur oder wegen Stau oder Straßenbauarbeiten vorübergehend gesperrter Fahrstreifen, im Sinne des Rechts de...
	k) "rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren" ein Mobiltelefon oder andere Kommunikationsgeräte rechtswidrig beim Fahren zu nutzen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;
	l) "nationale Kontaktstelle" die benannte zuständige Behörde für den Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten;
	m) "automatisierte Suche" ein Verfahren für den Online-Zugang zur Abfrage der Datenbanken eines, mehrerer oder aller Mitgliedstaaten oder von beteiligten Drittstaaten;
	n) "Halter" die Person, auf deren Namen das Fahrzeug zugelassen ist, im Sinne des Rechts des Zulassungsmitgliedstaats.
	a) Daten zum Fahrzeug und
	b) Daten zum Eigentümer oder Halter des Fahrzeugs.
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